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Presseerklärung nach den Demonstrationen gegen den Atommülltransport

Das Atomproblem ist wieder in der öffentlichen Diskussion
Die Bäuerliche Notgemeinschaft bedankt sich bei allen UnterstützerInnen und MitdemonstrantInnen, die bei uns im Wendland waren und mit uns gegen die Atompolitik der Bundesregierung demonstriert haben. Die enorme Beteiligung an den Protesten hat für ein großes Medienecho gesorgt deutlich gemacht, dass unsere Forderung nach einem Atomausstieg und einem verantwortlichen Umgang mit dem Atommüll von einem großen Teil der Bevölkerung mitgetragen wird. Besonders freut uns, dass so viele junge Menschen dabei waren.

Wir sind erleichtert, dass die Demonstrationen und Widerstandsaktionen überwiegend friedlich und besonnen waren. Dafür möchten wir uns bei den Demonstranten ausdrücklich bedanken. Unser Dank geht auch an die Polizeiführung dafür, dass sie bei der Mehrzahl der Einsätze darauf geachtet hat, Eskalationen zu vermeiden und sich speziell bei den Aktionen in Grippel und Quickborn sehr umgänglich gezeigt hat.

Dieser Atommülltransport hat das Problem der Atomenergie wieder in das Bewusstsein der Öffentlichkeit gebracht. Die Havarien in Krümmel und Brunsbüttel, in französischen und schwedischen Atomkraftwerken und besonders die unglaublichen und desaströsen Vorgänge um das Atommülllager Morsleben und das "Vorzeige-Endlager" Asse zeigen mit der schlagenden Beweiskraft des Faktischen, dass wir endlich einen verantwortungsvollen Umgang mit Atomenergie und Atommüll brauchen. Und der sieht anders aus als das, was die Bundesregierung und Energiekonzerne wollen: Die Atommeiler bis zum St.Nimmerleinstag weiter laufen lassen und einfach den seinerzeit aus politischen Gründen gewählten Salzstock Gorleben zum Endlager erklären. Gegen alle Bedenken und Einwände, ohne einen Vergleich mit anderen Standorten – und gegen die ortsansässige Bevölkerung.

Wir fordern, die Suche nach einem Endlager neu zu beginnen. In einem offenen Verfahren müssen mehrere mögliche Endlagerstandorte miteinander verglichen werden, nach internationalen Standards und Eignungskriterien – und mit Beteiligung der Bevölkerung.

Vor allem fordern wir den sofortigen Atomausstieg, um die Produktion weiteren hochgefährlichen Atommülls endlich zu beenden. Das gebietet unsere Verantwortung gegenüber den nachfolgenden Generationen, die diese schwere Hypothek von unserer Generation übernehmen müssen.

Im nächsten Bundestagswahlkampf 2009 werden wir diese Forderungen erneut zu einem öffentlich diskutierten Thema machen. Eine weitere Zwischenlagerung des Atommüll-Problems, wie sie seit Jahren durch CDU/CSU, FDP und SPD stattfindet, werden wir nicht akzeptieren.
